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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 10201). Geſetz, betreffend die Bildung der Wählerabtheilungen bei den Gemeindewahlen. 
Vom 30. Juni 1900. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie für 
den Umfang derſelben mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


N : 

In den Gemeinden, in welchen die Bildung der Wählerabtheilungen für 
die Wahlen zur Gemeindevertretung nach dem Maßſtabe direkter Steuern ftatt- 
findet, werden die Wähler nach den von ihnen zu entrichtenden direkten Staats-, 
Gemeinde-, Kreis-, Bezirks- und Provinzialſteuern in drei Abtheilungen getheilt 
und zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Geſammt⸗ 
ſumme der Steuerbeträge aller Wähler fällt. 

Für jede nicht zur Staatseinkommenſteuer veranlagte Perſon iſt an Stelle 
dieſer Steuer ein Betrag von drei Mark zum Anſatze zu bringen. 

Steuern, die für Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb in einer anderen Ge— 
meinde entrichtet werden, ſowie Steuern für die im Umherziehen betriebenen 
Gewerbe ſind bei Bildung der Abtheilungen nicht anzurechnen. 

Wo direkte Gemeindeſteuern nicht erhoben werden, tritt an deren Stelle 
die vom Staate veranlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer. 

Perſonen, welche vom Staate zu einer Steuer nicht veranlagt ſind, wählen 
ſtets in der dritten Abtheilung. 

Verringert ſich in Folge deſſen die auf die erſte und zweite Abtheilung 
entfallende Geſammtſteuerſumme, ſo findet die Bildung dieſer Abtheilungen in 
der Art ſtatt, daß von der verbleibenden Summe auf die erſte und zweite Nb- 
theilung je die Hälfte entfällt. 

8 2. 

In denjenigen Gemeinden, die nach der jedesmaligen letzten Volkszählung 
mehr als 10000 Einwohner zählen, wird die nach §. 1 erfolgte Drittelung 
derart verändert, daß jeder Wähler, deſſen Steuerbetrag den Durchſchnitt der 
auf den einzelnen Wähler treffenden Steuerbeträge überſteigt, ſtets der zweiten 
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oder erſten Abtheilung zugewiefen wird. Im Uebrigen wählen Perſonen, welche 
vom Staate zu einer Steuer nicht veranlagt ſind, ſtets in der dritten Abtheilung. 
Bei Berechnung des durchſchnittlichen Steuerbetrags ſind die Wähler, welche 
zur Staatseinkommenſteuer nicht veranlagt ſind, und, wo das Wahlrecht an 
einen Einkommenſteuerſatz von ſechs Mark geknüpft iſt, auch die zu dieſem Satze 
veranlagten Wähler, ſowie die Steuer, mit welcher dieſelben in die Wählerliſte 
eingetragen ſind, außer Betracht zu laſſen. 

Erhöht oder verringert ſich in Folge deſſen die auf die erſte oder zweite 
Abtheilung entfallende Geſammtſteuerſumme, ſo findet die Bildung dieſer beiden 
Abtheilungen in der Art ſtatt, daß von jener Summe auf die erſte und zweite 
Abtheilung je die Hälfte fällt. Eine höhere Abtheilung darf niemals mehr 
Wähler zählen als eine niedere. 

In den unter F. 2 fallenden Gemeinden kann durch Ortsſtatut beſtimmt 
werden 

1. daß bei der nach F. 2 erfolgenden Bildung der Wählerabtheilungen 
an Stelle des auf einen Wähler entfallenden durchſchnittlichen Steuer 
betrags ein den Durchſchnitt bis zur Hälfte desſelben überſteigender 
Betrag tritt, 

2. daß auf die erſte Wählerabtheilung ho, auf die zweite % und auf 
die dritte 2 der Geſammtſumme der im GF. 1 bezeichneten Steuer- 
beträge aller Wähler fallen, eine höhere Abtheilung aber nicht mehr 
Wähler zählen darf als eine niedere. i 


§. 4. 

Zur Beſchlußfaſſung über die Einführung, Abänderung oder Aufhebung 
der Ortsſtatute (§. 3) bedarf es der Mehrheit von ½ der abſtimmenden Ge 
meindevertreter. 

Der Beſchluß unterliegt der Beſtätigung und zwar in Landgemeinden 
durch den Kreisausſchuß, in Stadtgemeinden durch den Bezirksausſchuß. Gegen 
die in erſter Inſtanz ergehenden Beſchlüſſe dieſer Behörden iſt die Beſchwerde an 
den Provinzialrath zuläſſig. Auf die Beſchwerde finden in allen Fällen die 
$$. 122 und 123 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 Geſetz-Samml. S. 195) Anwendung. 


Sib. 

Der $. 5 des Geſetzes, betreffend Aenderung des Wahlverfahrens, vom 
29. Juni 1893 (Gefeg-Samml. S. 103) wird aufgehoben. Die beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften über das Gemeindewahlrecht bleiben im Uebrigen un 
berührt, insbeſondere gilt dies von den Beſtimmungen der Gemeindeverfaſſungs⸗ 
gefege, nach denen die Ausübung des Wahlrechts an die Entrichtung beſtimmter 
Steuerſätze geknüpft it oder geknüpft werden kann, fowie von den im H. 15 
Abſ. 1 beziehungsweiſe §. 21 Abſ. 1 der Städte⸗ beziehungsweiſe Landgemeinde 
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ordnung für Die Provinz Heſſen-Naſſau vom 4. Auguſt 1897 (Geſetz-Samml. 
S. 254, 301) hinſichtlich des Wahlrechts der juriſtiſchen Perſonen und fofort 
getroffenen Beſtimmungen. 

; §. 6. 


I. Im Bereiche der Städteordnung für die öſtlichen Provinzen der 
Monarchie vom 30. Mai 1853 (Geſetz-Samml. S. 261), der Städteordnung 
für die Proving Weſtfalen vom 19. März 1856 Gſetz-Samml. S. 237), der 
Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 (Gefeg-Samml. 
S. 406), der Städteordnung für die Provinz Heſſen-Naſſau vom 4. Auguſt 
1897 Geſetz-Samml. S. 254) und des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes für die 
Stadt Frankfurt am Main vom 25. März 1867 Geſetz-Samml. S. 401) iſt 
der Magiſtrat (Bürgermeiſter) befugt, an Stelle oder innerhalb der Wahlbezirke, 
in denen je eine beſtimmte Anzahl Stadtverordneter zu wählen iſt, Bezirke zum 
Zwecke der Stimmenabgabe (Abſtimmungsbezirke) zu bilden oder die Wähler in 
anderer Weiſe in Gruppen zu theilen und für jeden Abſtimmungsbezirk be— 
ziehungsweiſe jede Gruppe einen eigenen Wahlvorſtand zu beſtellen. Soweit er 
von dieſer Befugniß Gebrauch macht, hat er zugleich die für die Feſtſtellung des 
Geſammtergebniſſes der Wahl ſowie für das Verfahren bei nothwendig werdenden 
engeren Wahlen erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

II. Im Bereiche der unter 1 genannten Städteordnungen beſteht der 
Wahlvorſtand in den einzelnen Wahl-, Abſtimmungsbezirken oder Gruppen aus 
dem Bürgermeiſter und aus zwei von der Stadtverordnetenverſammlung ges 
wählten Beiſitzern; für den Vorſitzenden werden von dem Bürgermeiſter und 
für die Beiſitzer von der Stadtverordnetenverſammlung je ein oder mehrere Ver— 
treter aus der Zahl der ſtimmfähigen Bürger beſtellt. 


Sd 
Diefes Geſetz tritt am 1. Januar 1901 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde, den 30. Juni 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
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